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(2) Ist eine Entscheidung dringend geboten und ist der 
sofortige schriftliche Erlaß nicht möglich, kann die Entschei­
dung zunächst mündlich durch den Kontrollbeauftragten der 
Staatlichen Hygieneinspektion bekanntgegeben werden. Sie 
ist innerhalb einer Frist von 3 Werktagen vom Leiter der 
zuständigen Staatlichen Hygieneinspektion schriftlich zu be­
stätigen.

§36
Zwangsmaßnahmen

(1) Kommen Personen ihren Verpflichtungen gemäß § 15 
Abs. 1 bzw. Verantwortliche ihren Verpflichtungen, die sich 
aus Entscheidungen gemäß § 32 Abs. 1 Buchst, a, § 33 Absätze 1 
und 2 ergeben, nicht nach, be- oder verhindern sie die Durch­
führung der verfügten oder vorzunehmenden Maßnahmen 
oder entziehen sie sich diesen, können diese Maßnahmen von 
der zuständigen Staatlichen Hygieneinspektion erzwungen 
werden. Die dadurch entstehenden Kosten hat der Zuwider­
handelnde zu tragen.

(2) Der Leiter der Staatlichen Hygieneinspektion des Mini­
steriums für Gesundheitswesen, die Leiter der Bezirks- und 
Kreis-Hygieneinspektionen können zur Durchsetzung von 
Entscheidungen gemäß § 32 Abs. 1 gegenüber Betrieben 
Zwangsgeld bis zu 50 000 M und gegenüber Bürgern bis zu 
5 000 M festsetzen. Die Höhe des Zwangsgeldes ist unter 
Berücksichtigung der Bedeutung der Maßnahmen und der 
Schwere der Pflichtverletzung, bei Betrieben auch der Wirkun­
gen auf die Fonds, festzulegen.

(3) Die Anwendung eines Zwangsgeldes ist. vorher schrift­
lich anzudrohen. Die Androhung muß enthalten:

a) die genaue Bezeichnung der Handlung, deren Durchfüh­
rung erzwungen werden soll,

b) die Frist, in der die Handlung durchgeführt werden soll,
c) die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes.

Das Zwangsgeld kann bei Nichterfüllung der Entscheidungen 
wiederholt festgesetzt werden. Die wiederholte Festsetzung 
ist erneut anzudrohen.

(4) Das Zwangsgeld wird nach Ablauf der Frist gemäß 
Abs. 3 Buchst, b festgesetzt. Die Festsetzung des Zwangsgeldes 
muß eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. Das festgesetzte 
Zwangsgeld ist innerhalb von 3 Tagen nach Eingang des Fest­
setzungsbescheides zu zahlen.

(5) Die Kosten und das Zwangsgeld sind auf dem Ver­
waltungswege vollstreckbar. Die Verjährungsfrist beträgt
1 Jahr.

§37

Beschwerde

(1) Gegen Auflagen gemäß § 32 Abs. 1 Buchst, b, Verfügun­
gen gemäß § 33 Absätze 1 und 2 und § 34 Abs. 3, Entscheidun­
gen gemäß § 35 Absätze 1 und 2 sowie Festsetzung des Zwangs­
geldes gemäß § 36 Abs. 2 kann Beschwerde eingelegt werden.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter An­
gabe der Gründe innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach 
Zugang der Entscheidung bei dem Organ einzulegen, das die 
Entscheidung getroffen hat. Über die Beschwerde ist innerhalb 
einer Frist von 2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. 
Wird der Beschwerde nicht oder nicht in vollem Umfang 
stattgegeben, ist sie innerhalb dieser Frist dem übergeord­
neten Organ zuzuleiten. Der Einreicher ist davon zu infor­
mieren. Das übergeordnete Organ hat innerhalb weiterer
2 Wochen endgültig zu entscheiden.

(3) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
der Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein .Zwischen­
bescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraussichtli­
chen Abschlußtermins zu geben.

(4) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

(5) Entscheidungen über Beschwerden haben schriftlich zu 
ergehen, sind zu begründen und den Einreichern der Be­
schwerden auszuhändigen oder zuzusenden.

Achter Abschnitt 

Straf- und Ordnungsstrafbestimmungen

§38
(1) Wer vorsätzlich die Bestimmungen über

1. die Sterilisation, die Desinfektion und die Bekämpfung 
von Gesundheitsschädlingen gemäß § 24,

2. das Arbeiten mit Krankheitserregern und Versuchstieren 
gemäß § 23 Abs. 2,

3. Schutzimpfungen und andere Schutzanwendungen beim 
Menschen gemäß § 20 Abs. 4

verletzt und dadurch fahrlässig eine unmittelbare Gefahr für 
das Leben oder die Gesundheit von Menschen verursacht, 
wird mit öffentlichem Tadel, Geldstrafe, mit Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren bestraft.

(2) Wer durch die Handlung vorsätzlich eine unmittelbare 
Gefahr für das Leben oder die Gesundheit von Menschen ver­
ursacht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren bestraft.

(3) Wer durch die Handlung fahrlässig einen erheblichen 
Gesundheitsschaden oder den Tod eines Menschen verursacht, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu 8 Jahren bestraft.

(4) Der Versuch nach Abs. 2 ist strafbar.

§ 39
(1) Wer fahrlässig eine im § 38 Abs. 1 genannte Handlung 

begeht und dadurch fahrlässig einen erheblichen Gesundheits­
schaden verursacht, wird mit Geldstrafe, Verurteilung auf 
Bewährung oder mit Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren bestraft. 
Wurde der Tod eines Menschen fahrlässig verursacht, ist auf 
Freiheitsstrafe bis zu 2 Jahren oder auf Verurteilung auf Be­
währung zu erkennen.

(2) Ein schwerer Fall liegt vor, wenn
1. mehrere Menschen getötet werden oder
2. die Handlung auf einer rücksichtslosen Verletzung der 

Bestimmungen dieses Gesetzes beruht.
In schweren Fällen wird der Täter mit Freiheitsstrafe von 
1 Jahr bis zu 5 Jahren bestraft. Liegen die Voraussetzungen 
der Ziffern 1 und 2 zugleich vor, kann die Freiheitsstrafe bis 
auf 8 Jahre erhöht werden.

§40
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. die gemäß § 32 Abs. 1 Buchst, b erteilten Auflagen nicht 
erfüllt,

2. als Leiter eines Betriebes die gemäß § 14 Abs. 2 erforder­
lichen Maßnahmen nicht einleitet und die zuständige 
Staatliche Hygieneinspektion nicht informiert,

3. die Melde- und Auskunftsverpflichtungen gemäß § 16 
Abs. 2, § 25 oder § 28 Abs. 2 nicht erfüllt,

4. den ärztlichen Anordnungen und Maßnahmen entgegen 
den Verpflichtungen im § 16 Abs. 1 oder den gesetzlichen 
Verboten gemäß § 16 Abs. 3 zuwiderhandelt, sich den 
Pflichtmaßnahmen gemäß § 20 nicht unterzieht, die Über­
weisung zur ärztlichen Untersuchung gemäß § 26 Abs. 2 
nicht vornimmt oder die Verpflichtungen gemäß § 31 nicht 
erfüllt,

5. die Ermittlungen und Schutzmaßnahmen gemäß § 29 
Abs. 1, §32 Abs. 1 Buchst, a behindert oder die Verpflich­
tungen gemäß § 16 Abs. 1 Buchst, d nicht erfüllt,

6. die Bestimmungen der §§ 23 und 24 dieses Gesetzes und 
die zu seiner Durchführung erlassenen Bestimmungen 
über das Arbeiten mit Krankheitserregern, genetischem 
Material und Versuchstieren sowie über die Sterilisation, 
die Desinfektion und die Bekämpfung von Gesundheits­
schädlingen verletzt,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 500 M be­
legt werden.


